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Zusammenfassung 

Im Spannungs feld von Wirtschaft, Umweltschutz und Sicherheit 
kommt dem Dialog zwischen Industrie, Verwaltung, Interessengruppen 
und der breiten Öffentlichkeit einen besonderen Stellenwert zu. Häufig 
entzündet sich der Konflikt an der Frage des zumutbaren Risikos. Dabei 
spielen nicht nur Ausmass und Wahrscheinlichkeit eines möglichen Scha­
dens, sondern vor allem die Verteilung von Risiko und Nutzen sowie die 
ethische und politische Rechtfertigung für die Übernahme von Risiken 
eine entscheidende Rolle. Aufklärung über die Funktionsweise von Risi­
koquel/en (vor allem von neuen Technologien) und Information über Si­
cherheitsvorkehrungen sind notwendige Bestandteile eines Risiko-Dia­
logs, aber sie reichen nicht aus, um die Frage der Verantwortbarkeit von 
Risiken hinreichend zu beantworten. Was vielmehr not tut ist ein Dialog 
in Form eines Diskurses, in dem alle Parteien ihre Werte und Bedenken 
einbringen können. Der folgende Beitrag zeigt auf, wie ein solcher Dis­
kurs organisiert werden kann und mit welchen Problemen dabei zu rech­
nen ist. 

Diskurse sollten nach zwei Kriterien organisiert und beurteilt wer­
den: Fairness und Kompetenz. Fairness im Diskurs bedeutet, dass jede 
Partei das gleiche Recht hat, Aussagen zu machen und zu kritisieren. 
Kompetenz bedeutet, dass die Selektion der Aussagen und die schliess­
liehe Einigung auf eine Option nach bestem Stand des Wissens und nach 
rational nachvollziehbaren Kriterien der Überprüfung von Aussagen zu­
standegekommen sind. Um belden Kriterien gerecht zu werden, muss bei 
der Auswahl der Teilnehmer auf eine breite Repräsentation der Betrof­
fenen geachtet werden und bei der Behandlung von strittigen Themen 
Sachkompetenz einfliessen. Im hier vorgestellten Modell des rationalen 
Diskurses werden Aussagen in kommunikative, kognitive, expressive 
und normative Sprachformen klassifiziert und dann für jede Sprachform 
Kriterien der intersubjektiven Überprüjbarkeit erstellt. Auf diese Weise 
wird Kompetenz bei der Selektion von legitimen Aussagen hergestellt. 

Ein organisatorisches Ablaufmodell eines rationalen Diskurses steht 
am Ende dieses Beitrages. Es setzt sich aus drei Schritten zusammen: 
einer Kriterienerhebung bei Interessengruppen, einer Auswirkungsana­
lyse durch anerkannte Experten und einer Profilbewertung durch (nach 
dem Zufallsverfahren) ausgesuchte Bürger, die von einer Massnahme 
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betroffen sind. Dieses Verfahren ist sowohl in Deutschland wie den USA 
erprobt worden. 

Resume 

Face aux contradictions entre l'economie, la protection de l'environ­
nement et la securite, le dialogue entre l'industrie, I'administration, les 
groupes d'interets et l'opinion publique occupe une place de premier 
plan. Souvent, la question du risque acceptable est celle qui allume les 
conflits. Vampleur et la vraisemblance d'un degdt eventuel, mais surtout 
le partage de risque et utilite ainsi que la justification ethique et politique 
de la prise en charge de risques jouent alors un role decisij. 11 est ainsi 
-indispensable d'etudier le fonctionnement des sources de risques (surtout 
en raison des nouvelles technologies) et de s'informer sur les dispositions 
de securite pour parvenir a un dialogue sur la question des risques, mais 
cela n'est pas suffisant pour repondre a la question de la responsabilite 
face aux risques. Ce quifait defaut, c'est un dialogue sous laforme d'un 
echange de vues dans le cadre duquel toutes les parties pourraient expo­
ser les valeurs et les preoccupations qui sont fes feurs. L'article qui suit 
montre comment meUre sur pied un tel echange de vues et quels sont les 
problemes qui peuvent apparaitre alors. 

Ce type d'echange de vues doit etre prevu et apprecie compte tenu 
de deux criteres: loyaute et connaissance professionnelle. La loyaute par­
ce que chaque partie a le meme droit de formuler ou de critiquer des 
propositions. La connaissance professionnelle parce que la selection des 
propositions et l'entente finale sur une option resultent d'une etude ef 
fectuee a la lumiere des connaissances les plus recentes et de criteres ra­
tionne1s de renouveltement d'experiences. Afin de tenir justement com­
pte de ces deux criteres, iI importe de choisir les participants de fa~on cl 
assurer une representation large des personnes concernees et a disposer 
de specialistes competents pour le traitement des questions controversees. 
Dans le modele que nous presentons ici, nous avons cIasse les proposi­
tions selon les categories suivantes: communication, connaissances, ex­
pression el norme, puis nous avons etabli des criteres de contrOie d'inter­
subjeclivite. De cette maniere, iI est possible d'operer avec competence 
une selection de toutes les pro positions legitimes. 

Enfin, nous proposons un modele de deroulement d'un discours ra­
tionnel. Il comprend trois etapes: un releve des criteres dans des groupes 
concernes, une analyse des consequences par des experts reconnus et une 
appreciation de profil concernant des personnes choisies au hasard, qui 
sont touchees par une mesure. Ce procede a ete teste tant en Allemagne 
qu'aux Etats Unis. 
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1. Einleitung : Warum sind Risikoentscheidungen so konfliktbeladen ? 

In allen westlichen Industriestaaten ist seit einigen Jahren eine zu­
nehmende Parteien- und Verwaltungsverdrossenheit zu spüren. Diese 
Verdrossenheit äussert sich in Wahlerfolgen derjenigen Politiker oder 
Parteien, die sich bewusst von den etablierten Parteien absetzen, in einer 
Zunahme von Initiativen, die von Bürgergruppen an die Politik gerichtet 
werden und nicht zuletzt in den Protesten der Bevölkerung gegen gross­
technische Vorhaben. Mehrere spektakuläre Unfälle, wie die Kern­
schmelze von Chernobyl und das Chemieunglück "Schweizerhalle" bei 
Basel, haben die Bevölkerung gegenüber Grossrisiken sensibilisiert und 
zu einer Verunsicherung über Sinn und Zweck von Anlagen geführt, die 
in einem Schadensfall katastrophale Umweltauswirkungen nach sich zie­
hen können. Die aktuelle Debatte über die Schweizer Störfallverordnung 
ist sicher ein Beleg dafür, dass die Beherrschung und Legitimation von 
grosstechniSChen Risiken eines der wesentlichen Aufgaben der Risiko­
und Technikpolitik in diesem Lande und in den meisten übrigen Ländern 
darstellt. 

Warum ist es zu dieser Legitimationskrise moderner Grosstechnik 
gekommen? Ohne diese Frage erschöpfend beantworten zu wollen, er­
scheinen mir folgende Faktoren von besonderer Bedeutung zu sein: 

Bei grosstechnischen Vorhaben sind Risiken und Nutzen nicht 
gleichverteilt. In der Regel fällt der Nutzen bei einer Menge meist 
anonymer Konsumenten oder Produzenten an, während überwie­
gend die Standortbevölkerung das Risiko trägt (Rayner anti Cantor 
1987; Schnaiberg 1986). Dies führt zu perzipierten Verletzungen 
des Fairness-Prinzips. Warum soll eine Gemeinde die Risiken des 
Konsums anderer Gemeinden tragen? 

Die Notwendigkeit der Errichtung von risikoauslösenden Anlagen 
ist häufig auch unter Fachleuten umstritten (zumindest in dem Aus-
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mass, wie es viele Antragsteller wünschen). In der öffentlichen Aus­
einandersetzung um die Genehmigung und den Betrieb solcher An­
lagen lässt sich daher eine ablehnende Haltung immer mit Rekurs 
auf diesen Disput unter Experten begründen. Darüber hinaus ist die 
Toleranz für technische Einrichtungen um so geringer, je weniger 
Konsens über die Notwendigkeit und Gemeinnützigkeit der Anlage 
besteht Ungleiche Risiko-Nutzen-Verteilung kann nur bei allseits 
geschätzten Einrichtungen (wie etwa Rehabilitationszentren) mit 
entsprechender moralischer Überzeugungsarbeit überbrückt wer­
den; ist dagegen der eindeutige Rückgriff auf altruistische Motive 
nicht möglich, erfolgt in der Regel die Ablehnung. 

Es klafft eine Kluft zwischen den von den Fachleuten berechneten 
Risikoabschätzungen und den von der Bevölkerung wahrgenomme­
nen Risiken. Wie psychologische Untersuchungen nachweisen, spie­
len bei der Beurteilung von Risiken neben der Wahrscheinlichkeit 
und des Ausrnasses des Risikos auch sogenannte qualitative Risiko­
merkmale eine wichtige Rolle (Slovic 1987; Renn 1990). So macht 
es einen wichtigen Unterschied, ob Risiken beispielsweise freiwillig 
auf sich genommen oder von anderen aufgezwungen sind. 

Der Protest gegen zentrale risikoauslösende Techniken oder Aktivi­
täten nährt sich auch aus der Erfahrung der Bedrohung der eigenen 
Lebenswelt (Renn 1987, S. 81). Immer mehr Bürger sehen sich in 
ihrem Alltagshandeln durch professionelle Expertenurteile und in­
stitutionelle Eingriffe eingeengt. Was sich in ihrer Gemeinde ab­
spielt, entzieht sich mehr und mehr ihrer Kontrolle und ihrer Ein­
flussnahme. Als Gegenreaktion versuchen sie, alles, was ihnen von 
aussen aufgezwungen erscheint, abzuwehren und ihre eigene kollek­
tive Identität zu wahren. 

Schliesslich ist der Protest gegen Risikoanlagen häufig auch ein Pro­
test gegen die Art, wie der Beschluss zur Errichtung der Anlage zu­
stande gekommen ist (Kasperson 1986). Der Prozess der Entschei­
dungsfindung ist mindestens ebenso bedeutend wie die Entscheidung 
selbst. Mit zunehmendem Bildungsstand und ökonomischem Wohl­
stand wächst der Wunsch nach Teilhabe an der Entscheidungsfin­
dung, vor allem dann, wenn die persönliche Lebenswelt betroffen 
ist 
Die Ablehnung gegen Anlagen mit hohem Risikopotential ist ein 

vielschichtiges Phänomen. Es ist weder durch die Hypothese des St. 
F10rians Prinzips, noch durch Ignoranz oder mangelnde Kenntnis der 
wahren Risikoausmasse bestimmt. Dementsprechend laufen auch alle 
Vorschläge, die auftretenden Konflikte durch bessere Erziehung, Auf­
klärung oder Informationskampagnen zu bewältigen, ins Leere (vgl. 
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Fritzsche 1991, S. 40 ff.). Viele der Befürchtungen von Bürger sind gar 
nicht auf der Dimension von Risiko und Nutzen abzubilden (Otway und 
von Winterfeldt 1982); sie beruhen vielmehr auf Aspekten der kommu­
nalen Lebensqualität und der eigenen Identität. Gleichzeitig fordern Bür­
ger, an den Planungen ihrer eigenen Umwelt aktiv beteiligt zu werden 
(Davis 1986, S. 296). Schliesslich verbergen sich hinter Ablehnung und 
Zustimmung auch symbolische Zuordnungsmuster, die nur mittelbar mit 
den instrumentellen Vor- und Nachteilen einer Anlage verbunden sind 
und sich daher erst durch die soziale Konstruktion der Zuordnung zu 
Weltbildern dem Beobachter erschliessen (Rayner 1987). 

Im folgenden werde ich versuchen, eine Konzeption für einen Risi­
kodialog zu entwickeln, der theoretisch befriedigend ist und sich in der 
Praxis weitgehend bewährt hat. Zu diesem Zweck werde ich im zweiten 
Kapitel kurz; die normativen Grundlagen für den Risikodiskurs mit Bür­
gerbeteiligung erörtern. Die folgenden drei Kapitel befassen sich dann 
mit den Voraussetzungen für eine diskursive Lösung: mit den Regeln für 
den Argumentationsaustausch im Diskurs, den Möglichkeiten der Kon­
fliktschlichtung sowie der Motivation zur Teilnahme am Diskurs. Die 
aus der Erörterung des rationalen Diskurses entwickelten Kriterien zur 
Bewertung von Risikodialogen werde ich dann im sechsten Kapitel auf 
Grundmodelle der Partizipation anwenden. Schliesslich werde ich im 
siebten Kapitel das von mir favorisierte und mehrfach ausprobierte Ver­
fahren der Konfliktschlichtung nach dem Drei-Phasen-Modell vorstellen. 
Mit einigen allgemeinen Überlegungen zum rationalen Diskurs schliesse 
ich dieses Manuskript ab. 

2. Notwendigkeit zum zweiseitigen Risikodialog 

Das Dilemma im Bereich der Technik- und Risikopolitik besteht da­
rin, dass zur politischen Bewertung von Risiken Sachkenntnis über die 
Risiko-Analyse und ihre Aussagekraft vorliegen muss, aber Sachkenntnis 
alleine nicht ausreicht, um eine demokratisch und ethisch legitimierbare 
Lösung zu finden. Die Entscheidung den Experten zu überlassen, ver­
letzt die normative Grundlage demokratischer Ordnungen; die Entschei­
dung dem Markt der politischen Kräfte anheimzugeben, führt in der Re­
gel zur Verkennung sachlich gegebener Gesetzmässigkeiten und zu ho­
hen Folgekosten durch inkonsistente Entscheidungen bzw. ineffiziente 
Lösungen. Gefragt ist also eine Strategie, die faire Beschlussfassung und 
kompetente Problemlösung miteinander verbindet. In einem Diskussi­
onsbeitrag anlässlich der Jahresversammlung des Schweizerischen 
Juristenvereins des Jahres 1990 führte Paul Thüring, Chef des Amtes für 
Bevölkerungsschutz des Kantons Basel-Landschaft folgendes aus: Art. 9 
USG gewähre "für die Umweltverträglichkeitsprüfung ein generelles 
Einsichtsrecht für jedermann für Bericht und Ergebnisse. Genügt das 
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nun, um ftir den möglichen Störfall, der immer eintreten kann, ein gün­
stiges Klima zu schaffen? Ich glaube nein. Da hilft nur ein offener Dia­
log mit der Bevölkerung und den zuständigen Behörden, vor allem mit 
den Gemeinden" (ZSR 1990 Heft 3 S. 369). 

Ein offener Dialog muss allerdings nach beiden Seiten hin offen 
sein, d.h. er darf sich nicht auf die Einbahnstrasse der Information der 
Betroffenen beschränken, sondern auch Mitwirkungsrechte der Betrof­
fenen an der Entscheidungsfindung einschliessen. Ohne eine solche Rück­
koppelung wird jeder Dialog letztendlich im Sande der Frustration ver­
laufen. Mitwirkung ist also eine notwendige Bedingung ftir einen erfolg­
reichen Dialog. Meine Argumentation geht jedoch weiter als die Aner­
kennung faktischer Gegebenheiten. Beteiligung ist nicht nur notwendiges 
Übel in einer auf Mitsprache bedachten Gesellschaft, sondern eine funk­
tionale Bereicherung des Entscheidungsprozesses sowie eine auf der de­
mokratischen Grundordnung basierende Verpflichtung gegenüber den 
betroffenen Bürgern. Der Jurist Hansjörg Seiler hat diese Verpflichtung 
treffend auf die kurze Formel gebracht: "Betroffenheitsdemokratie ist 
nicht die Perversion, sondern im Gegenteil das Ideal der Demokratie" 
(Seiler 1991, S. 5-17 f.). 

Die Zumutbarkeit technischer Risikoquellen ist in erster Linie eine 
Frage, die diejenigen Bürger zu beantworten haben, die vom Risiko und 
Nutzen der jeweiligen Anlage betroffen sind. Übergeordnete staatliche 
Organe haben das Recht und die Pflicht, die Spielregeln für den Kom­
munikations- und Entscheidungsprozess festzulegen. Solche Spielregeln 
können nicht durch Willensakte der einen oder anderen Gruppe ausser 
Kraft gesetzt werden, selbst wenn sie glauben, dass essentielle Werte wie 
Umwelt, Leben und Sicherheit auf dem Spiel stehen (Steffani 1987, 
S.360). Im Idealfall sollten die Nutzniesser einer Option in der Lage 
sein, durch Überzeugung oder Tausch (etwa in Form einer Kompensati­
on) eine explizite Zustimmung der Risikoträger zu erreichen. Nur wenn 
dies praktisch unmöglich ist, sollten Ersatzformen gefunden werden, die 
so weit wie möglich auf einer Repräsentation der Betroffenen und nicht 
der Aussenstehenden beruhen sollten. 

So sehr Einigung darüber besteht, dass Beteiligung ein integrativer 
Bestandteil der Konfliktaustragung sein soll, so umstritten ist die Frage, 
wer mit welchen Vollmachten und nach welchem Verfahren an der Ent­
scheidungsfindung partizipieren darf und soll. Zum einen muss sicherge­
stellt sein, dass eine adäquate Repräsentation der Betroffenen zustande­
kommt (unter der realistischen Bedingung, dass nicht alle potentiell Be­
troffenen partizipieren können), zum anderen ist es notwendig darauf zu 
achten, dass die Beteiligung der Betroffenen die Wirksamkeit des Sach­
wissens als unabdingbares Element der Entscheidungsfindung nicht ein-
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schränkt oder sogar ausschaltet (vgl. dazu Dah/ 1989, S. 119 ff.). Gefor­
dert ist also beides: Fairness und Kompetenz. 

Fairness bedeutet, dass jede Partei das gleiche Recht hat, Aussagen 
zu machen und zu kritisieren. Kompetenz bedeutet, dass die Selektion 
der Aussagen und die schliessliche Einigung auf eine Option nach bestem 
Stand des Wissens und nach rational nachvollziehbaren Kriterien der 
Überprüfung von Aussagen zustandegekommen ist. Der Begriff der 
Fairness ist eng an das Konzept der Beteiligung der betroffenen Bürger 
an Entscheidungen angebunden. Doch wer repräsentiert die Betroffe­
nen? Selbsternannte Volksvertreter oder Interessengruppen können sich­
erlich für einen Teil der betroffenen Bürger sprechen, aber beileibe 
nicht für alle. Ein Beteiligungsverfahren nach dem Freiwilligkeitsprinzip 
(jeder ist eingeladen) führt in der Praxis häufig zu Verzerrungen der 
wahren BÜfgermeinungen, weil nur die Aktivisten solchen Einladungen 
folgen (Reagan und Fedor-Thurmon 1987, S. 107; Cupps 1977). Bei 
Verfahren, bei denen Interessengruppen zu einer Verhandlung einge­
laden werden, sind meist nicht organisierte Bürger ausgeschlossen. Ein 
faires Beteiligungsverfahren sollte dagegen jedem potentiell Betroffenen 
das gleiche Recht einräumen, an der Beschlussfassung teilzunehmen. 

Eine faire Repräsentierung der Betroffenen kann entweder durch 
politische Legitimation (etwa Wahlen), durch von den Betroffenen expli­
zit legitimierte Gruppen (etwa Gewerkschaften oder Umweltgruppen) 
oder durch formale Verfahren der Chancengleichheit (etwa Auswahl 
nach dem Zufallsverfahren) erzielt werden. In der Regel ist aber schon 
die Identifizierung der betroffenen Bevölkerung schwierig. Viele Gross­
anlagen haben ein breites Nutzen-, aber ein eher lokales Risikospektrum. 
Wer ist unter diesen Umständen legitimiert, an der Beschlussfassung teil­
zunehmen? In der Praxis hat es sich häufig bewährt, lokale Interessen 
durch explizit legitimierte oder durch nach Kriterien der formalen Re­
präsentanz ausgewählte Gruppierungen zu berücksichtigen und grössere 
regionale oder sogar nationale Interessen durch entsprechende Institu­
tionen bzw. Interessengruppen vertreten zu lassen. 

Gleichzeitig bedeuteL eine faire Repräsentation aller Parteien noch 
lange nicht, dass auch die notwendige Sachkompetenz vorhanden ist, d.h. 
dass das Wissen um die Konsequenzen von unterschiedlichen Handlungs­
optionen auch wirklich adäquat berücksichtigt wird. Der Begriff der 
Kompetenz wird im Alltag häufig mit Zweck-Mittel Rationalität gleich­
gesetzt. Diese Auslegung ist für unsere Zwecke zu eng und führt vor al­
lem bei Entscheidungen unter Risiko zu Widerspruchen oder zumindest 
zu Mehrdeutigkeiten. Aus diesem Grunde erscheint es uns notwendig, 
Kompetenz an der Selektionsleistung von Aussagen zu messen, d.h. die 
Kompetenz danach zu beurteilen, inwieweit das jeweilige Konfliktlö-
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sungsverfahren Möglichkeiten zur Überprüfung von Argumenten und 
Behauptungen bereitstellt 

3. Regeln des rationalen Diskurses 

Unter der Vielzahl von möglichen organisatorischen Lösungen zur 
Kombination von Fairness und Kompetenz kommt dem rationalen Dis­
kurs eine Schlüssel funktion zu. Das Modell des rationalen Diskurses be­
ruht auf der Annahme, dass mit Hilfe von Kommunikation Kompromisse 
zwischen Interessengegensätzen und Wertkonflikten unterschiedlicher 
Parteien erzielt werden können, ohne dass eine Partei ausgeschlossen 
oder ihre Interessen oder Werte unberücksichtigt bleiben. Dabei ist es 
das Wesensmerkmal des rationalen Diskurses, dass mit Hilfe von Kom­
munikation Konflikte zwischen den Aussagen der jeweiligen Teilnehmer 
durch konsensfähige Verfahren der Aussagenüberprüfung bewältigt und 
dadurch Kompromisse erleichtert werden, die ftir alle Beteiligten eine 
faire und kompetente Lösung in Aussicht stellen. Ich habe an anderer 
Stelle versucht, einige Vorschläge ftir Verhaltensnormen der Teilnehmer 
in einem rationalen Diskurs zu entwerfen, durch die Fairness und Kom­
petenz im Diskurs sichergestellt werden sollen (Renn 1991). Diese Nor­
men sind zum Teil aus praktischer Erfahrung mit Beteiligungsprojekten 
gewonnen, zum Teil aus der relevanten Literatur übernommen worden 
(vgl. Kemp 1985; Bacow und Wheeler 1984, S. 190-194; Amy 1987; 
Bums und Überhorst 1988; Haller 1990; Fiorino 1990). Darunter fallen: 

1. Zeit: Ein Diskurs kann nicht innerhalb einer Woche oder eines 
Monates abgeschlossen sein. Die Vorbereitung und die Durchführung 
verlangen längere Zeiträume, so dass Verhandlungen ohne allzu grossen 
Zeitdruck stattfinden können. Diese Voraussetzung macht deutlich, dass 
nicht alle risikobezogenen Entscheidungen durch Diskurs gefallt werden 
können (etwa im Falle einer dringend gebotenen Notfallschutzmassnah­
me). Gleichzeitig aber drängt das politische System häufig auf schnelle 
Entscheidungen, ohne dass es daftir einen ausreichenden Grund gibt All­
zuoft wird die Umsetzung solcher schnellen Entscheidungen dann auf­
grund von Protesten und Widerständen der betroffenen Bevölkerung 
über wesentlich längere Zeiträume verzögert, als es bei einer langsame­
ren Entscheidungsfindung unter Einbeziehung eines Diskurses der Fall 
gewesen wäre (Kasperson 1986). 

2. Offenheit des Verhandlungsergebnisses: Ein Diskurs wird nie­
mals sein Ziel ereichen, wenn eine der beteiligten Parteien ihre vorab 
getroffene Entscheidung an die anderen Parteien "verkaufen" will. Nie­
mand verlangt, dass die Parteien bereit sein müssen, ihre Meinung oder 
Einstellung zu bestimmten Fragen aufgrund der Kommunikation zu än­
dern (obwohl die Bereitschaft dazu sicherlich hilfreich ist), aber alle 
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Parteien müssen sich bereit erklären, auf ihre präferierte Handlungsop­
tion zugunsten einer anderen Option zu verzichten, sofern diese Option 
besser als alle anderen Optionen beim Wettstreit der Aussagen und bei 
der Ausbalancierung von Interessen und Werten der beteiligten Parteien 
abschneidet. Die eigene Präferenz rur eine Handlungsoption steht also 
immer zur Disposition. Wenn dies aus rechtlichen oder anderen Grün­
den rur eine der Parteien ausgeschlossen ist, dann sollte man auf den 
Diskurs lieber verzichten und eine andere Form der Konfliktlösung 
wählen (etwa ein Hearing oder eine Informationsveranstaltung). 

3. Gleiche Rechte und Pflichten für alle am Diskurs beteiligten Par­
teien: Diese Bedingung ist bereits in dem Gebot der Fairness implizit 
enthalten, sollte aber bei jeder Anwendung immer wieder neu betont 
werden. Ausserhalb des Diskurses bestehen selbstverständlich hierarchi­
sche Beziehungen und unterschiedliche Zuständigkeiten, Kompetenzen 
und Machtverhältnisse. Ob diese immer gerechtfertigt sind oder nicht, 
spielt hier keine Rolle. Der Diskurs kann diese Struktur nicht auflösen, 
seine eigene Macht, d.h. die Bindungskraft seiner Empfehlungen, wird 
sich der rechtlichen und politischen Realität anpassen müssen. Der legiti­
mierte Entscheidungsträger kann das Ergebnis des Diskurses ignorieren, 
als Empfehlung einbeziehen oder in Gänze übernehmen, je nach dem wie 
die Entscheidungsbefugnis strukturiert ist und wie stark sich externer 
politischer Druck zugunsten der Diskurs-Empfehlung artikuliert. Der 
Diskurs selbst ist aber an die interne Regelung der strikten Egalität ge­
bunden. Keine Partei, mag sie in der politischen Realität auch noch so 
mächtig sein, kann im Diskurs Privilegien oder Sonderrechte beanspru­
chen. Wie jede andere Partei, steht es ihr frei, den Diskurs zu verlassen, 
aber sie kann und darf die Spielregeln nicht verändern. 

4. Bereitschaft zum Lernen: Alle Parteien müssen bereit sein, von 
den Argumenten und Evidenznachweisen anderer Parteien zu lernen und 
gegebenenfalls ihre Haltung zu überdenken. Das bedeutet nicht, wie be­
reits angeklungen, dass einzelne Parteien ihre Präferenzen, Interessen 
oder Werte zur Disposition stellen müssen, sondern nur, dass sie bereit 
sind, die von ihnen vorgenommenen Verknüpfungen zwischen Hand­
lungsoptionen und Werten im Lichte neuer Erkenntnisse zu korrigieren. 
Das gilt auch rur die gegenseitige Anerkennung von Wissen. Das anek­
dotische Wissen der Bevölkerung wird von Experten häufig als irrele­
vant oder sogar irrational abqualifiziert, während viele Interessengrup­
pen das systematische und auf Generalisierungen beruhende Experten­
wissen als Ausdruck technokratischer Arroganz und als Geruhllosigkeit 
gegenüber dem Einzelschicksal deuten. Erst wenn alle Parteien die argu­
mentative Vorgehensweise der jeweils anderen Partei anerkennen und zu 
verstehen suchen, wird ein fruchtbarer Dialog möglich sein (Haller 
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1990). Bereitschaft zum Lernen im rationalen Diskurs ist demnach an 
drei Bedingungen geknüpft: 

die Anerkennung, dass es mehrere legitime Typen von Wissen gibt. 
die bei der Aufstellung und Beurteilung des Faktenwissens eine Rol­
le spielen (etwa das Erfahrungswissen der Bevölkerung); 
die Anerkennung, dass es mehr als eine rationale Art gibt. aus gege­
benem Faktenwissen Handlungsoptionen auszuwählen; 
die Anerkennung, dass es bei aller Pluralität von Wissen und Ratio­
nalitäten universell gültige Regeln fUr die Überprüfung der Validi­
tät von Aussagen gibt, die ftir alle Parteien verbindlich sein müssen. 
5. Übersetzung affektiver Aussagen in kognitive oder normative 

Aussagen: Eng verbunden mit der Forderung nach Lernbereitschaft ist 
die Notwendigkeit, affektive GefUhlsäusserungen dadurch der Kritik zu­
gänglich zu machen, dass sie in kognitive oder normative Aussagen 
überführt werden. Ausdrücke wie "Ich habe einfach Angst davor" oder 
"Mir wird schon nichts passieren" sind keine Indikatoren ftir Verletzun­
gen von argumentativen Regeln, sondern verdichtete Formen von Argu­
mentationszusammenhängen, die sich in Bildern oder emotionsgelade­
nen, oft in ihrer Bedeutung unscharfen Begriffen zutreffender und 
schneller ausdrücken lassen als in logisch aufgebauten Argumenten. Es 
wäre fatal fUr den Diskurs und auch meist kontraproduktiv fUr eine ra­
tionale Entscheidung, diese gefühlsmässigen Reaktionen zu ignorieren 
oder sogar lächerlich zu machen. Gleichzeitig sind sie aber in der Form, 
in der sie geäussert werden, unbrauchbar fUr den Diskurs, weil sie in 
der Regel nur dichotome Lösungen erlauben (Angst fUhrt zur Vernei­
nung, die Verdrängung der eigenen Verwundbarkeit zur Bejahung von 
Risiken). Kompromisse erfordern aber "Grautöne", also Zwischenlösun­
gen zwischen den Extremen. Der Diskurs hat demgemäss die Aufgabe, 
die gefühlsmässigen Reaktionen in argumentative, d.h. kompromiss er­
möglichende und kommunikationsfahige Elemente zu übersetzen. Wie 
bei jeder Übersetzung, gehen dabei Bedeutungskomponenten verloren, 
aber dieser Preis ist unvermeidbar. 

Die Differenzierung der Ursachen für Gefühle, die Identifizierung 
der Elemente einer Technologie oder politischen Massnahme, die solche 
Gefühle auslöst, die Entschlüsselung von Assoziationen, die bei der Ent­
stehung des Gefühls beteiligt sind, und das Aufdecken von Zusammen­
hängen zwischen Objekten und ihren symbolischen Bedeutungen sind 
wichtige Aufgaben, die innerhalb des Diskurses bewältigt werden müs­
sen. Zweckmässig ist dabei, diese Übersetzungsarbeit durch psychologi­
sche Fachkräfte in Klausursitzungen mit den jeweils betroffenen Parteien 
(also nicht im Plenum) durchfUhren zu lassen. Die Übersetzung ist aber 
allein eine Angelegenheit der jeweiligen Partei, die psychologische Bera­
tung bietet dazu nur eine Hilfestellung an und darf in keinem Fall zum 
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Eindruck einer Entmündigung durch professionalisierte Experten füh­
ren. Letztendlich muss die jeweilige Partei der Übersetzung zustimmen 
und die Kongruenz zwischen der Intention der affektiven Äusserung und 
ihrer Übersetzung beurteilen. 

6. Demoralisierng von Positionen und Parteien: Alle beteiligten 
Parteien in einem Diskurs sollten sich von vorneherein darauf einigen, 
auf die Moralisierung von Positionen (etwa: "Wer solch ein Risiko pro­
pagiert, kann nur ein zynischer oder ignoranter Mensch sein") und von 
Parteien ("Umweltschützer sind doch alles Chaoten" oder "Ingenieure 
sind rücksichtslose Macher") zu verzichten. Der Verzicht auf Morali­
sierung hat eine Reihe von Vorteilen: 

Ähnlich wie Gefühlsäusserungen verhindern Moralisierungen die 
Möglichkeit einer Kompromissfindung. Etwas kann nicht 30% gut 
und 70% böse sein. Das moralische Urteil ist meist kategorisch und 
schliesst ein Nachgeben gegenüber der angeblich unmoralischen 
Partei aus. Gegenseitige Moralisierung vermindert unnötig den Ver­
handlungsspielraum und macht Einigungen meist unmöglich 
(Scheuch 1980). 

Moralisierung verhindert die Bereitschaft von Parteien, ihre affekti­
ven Äusserungen in kognitive oder normative Aussagen übersetzen 
zu lassen. Eine solche Ubersetzung macht Parteien oft verwundbar 
und würde erst gar nicht vorgenommen, wenn eine Partei unter mo­
ralischem Rechtfertigungsdruck steht. 

Moralisierung verkleistert Verstösse gegen die Argumentationsre­
geln und vertuscht mangelnde Evidenz für Behauptungen oder For­
derungen. Wer moralisiert, kommt meist ohne Sachwissen aus. Wer 
etwa behauptet, Unternehmer seien profitsüchtige Hazardeure, de­
nen ein Menschenleben nichts wert sei, braucht erst gar nicht nach­
zuweisen, dass eine konkrete Aktivität dieser Gruppe wirklich zu 
unzumutbaren Risiken führt. Es ist selbst evident. Wer behauptet, 
Umweltschützer seien verkappte Kommunisten, die den Staat stür­
zen wollen, braucht sich auf die Diskussion um wirkliche Umwelt­
belastungen gar nicht erst einzulassen, weil es den Umweltschützern 
ja angeblich darum gar nicht gehe, sondern um die Zerstörung des 
Staatswesens. Beide Beispiele zeigen, dass die integrative Kraft der 
Aussagenbewertung verloren geht, wenn Positionen oder Parteien 
mit moralischen Urteilen oder sogar "Verurteilungen" verknüpft 
werden. 
Moralisierung ist eine attraktive Strategie in der öffentlichen Aus­

einandersetzung und führt oft zu politischen Erfolgen. Da aber jede Par­
tei über ein Arsenal möglicher Moralisierungen vetftigt und damit po­
tentiell dem Verhandlungsgegner Schaden zufügen kann, liegt eine Eini-
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gung vor Beginn des Diskurses meist im Interesse aller Parteien. Dies 
gilt in der Regel nur für den geschlossenen Diskurs, während etwa bei 
Wahlkämpfen jede Seite glaubt. die unbeteiligte Bevölkerung, zumindest 
aber die eigene Klientel durch Moralisierung rur die eigenen Belange 
mobilisieren zu können. Der Verzicht auf Moralisierung bedeutet aber 
keineswegs, dass man Argumente nicht nach moralischen Kategorien be­
werten dürfe oder man ethische Argumente aus dem Diskurs verbannen 
müsse. Im Gegenteil, ohne ethische Bewertung von Optionen würde eine 
wichtige Komponente der Evaluation fehlen. Was vermieden werden 
soll. ist vielmehr die moralische Verurteilung von Parteien und deren 
Positionen im Diskurs. 

4. Konfliktschlichtung in rationalen Diskursen 

Die Kompromissfähigkeit von Themen in Diskursen ist an drei Be­
dingungen gebunden: erstens müssen genügend Lösungen zwischen den 
Extremen Ga oder nein) vorhanden sein bzw. geschaffen werden, zwei­
tens muss es gemeinsam anerkannte Regeln geben, um die Evidenz von 
Sachaussagen und Forderungen zu überprüfen und drittens müssen alle 
Parteien das Gebot der Fairness anerkennen. Bei Risiko-Diskursen ist die 
erste Bedingung meist gegeben. Es ist geradezu das Verdienst der Risi­
kowissenschaften, Entscheidungen über die Zumutbarkeit von Risiken 
aus der deterministischen "ja" - "nein" Betrachtung in eine Entschei­
dungssituation mit einer Unzahl von Optionen der graduellen Risikover­
minderung überführt zu haben. 

Bei der zweiten Bedingung tritt allerdings eine Besonderheit der Ri­
sikothematik auf: Wenn es auch klare Regeln für die Messung und Be­
handlung stochastischer Phänomene (d.h. Ereignisse, bei denen die Kon­
sequenzen nur mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit zu erwarten 
sind) gibt, so liegt es in der Natur der Stochastik, dass sich daraus sehr 
unterschiedliche, oft sogar diametral entgegengesetzte Forderungen er­
geben. selbst wenn alle Parteien identische Interessen und gleiche Ziel­
vorstellungen (etwa Risikominimierung) haben. Die Tatsache, dass ein 
Ereignis im Durchschnitt einmal in tausend Jahren zu erwarten ist, sagt 
bekanntlich nichts über den Zeitpunkt aus, an dem das Ereignis wirklich 
stattfinden wird. Es kann morgen oder auch erst in zehntausend Jahren 
eintreffen. Habe ich zwei Handlungsoptionen, bei denen das gleiche uner­
wünschte Ereignis mit unterschiedlicher Wahrscheinlichkeit eintrifft, 
dann ist die Folgerung rur eine Entscheidung unter Unsicherheit eindeu­
tig: Jeder rational denkende Mensch würde sich für die Handlungsoption 
mit der geringeren Eintrittswahrscheinlichkeit entscheiden. Hätte ich et­
wa beim russischen Roulette die Wahl zwischen einem Revolver mit 
einer Kugel oder mit zwei Kugeln, dann ist offenkundig das Spiel mit 
der einen Kugel weniger risikoreich. 
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Die überwiegende Zahl der realen Entscheidungen unter Risiko ist 
jedoch komplizierter: Bei vielen Risikoquellen sind die Verluste um so 
grösser je unwahrscheinlicher das Ereignis ist. Habe ich wiederum zwei 
Handlungsoptionen, diesmal eine Option A mit einer gleichbleibenden 
Verlustrate pro Zeiteinheit ohne Katastrophenpotential und eine andere 
Option B mit einer im Durchschnitt geringeren, aber zeitlich variablen 
Verlustrate, bei der Katastrophen möglich, wenn auch sehr unwahr­
scheinlich sind, dann gibt es keine eindeutige Entscheidungsregel, die 
mir vorschreibt, welche der bei den Optionen ich wählen soll. Ich kann 
beispielsweise das Maximin-Prinzip anwenden und den maximalen Scha­
den minimieren, d.h. ich wähle Option A, da dort keine Katastrophe 
möglich ist. Wähle ich diese Option aber, so bedeutet das implizit, dass 
ich bereit bin, im Schnitt mehr Menschenleben zu opfern als unbedingt 
notwendig (denn Option B hat eine durchschnittlich niedrigere Verlust­
rate). Folge ich dagegen dem Prinzip der Nutzenmaximierung (expected 
utility concept) und minimiere meine durchschnittlichen Nutzenverluste, 
dann muss ich Option B wählen, da dort im Schnitt weniger Menschen 
ums Leben kommen. Mit dieser Wahl schliesse ich aber ausdrücklich die 
Möglichkeit einer grossen Katastrophe ein, bei der viele Menschen auf 
einmal sterben würden. Beide Handlungsoptionen sind rational begrund­
bar, obwohl sie aufgrund identischen Faktenwissens und Zielorientie­
rung zustande gekommen sind. 

Sind auch die Fakten umstritten und liegen unterschiedliche Zielvor­
stellungen vor, dann ist die Einigung auf eine Handlungsoption noch we­
sentlich problematischer, da die Risikobereitschaft als zusätzliche Varia­
ble die Bewertung von Optionen beeinflusst. In Risikodiskursen ist es 
deshalb angebracht, die unterschiedlichen Konflikuypen (Fakten, Ziele, 
Interessen und Wertgewichtungen) getrennt zu behandeln und nacheinan­
der abzuarbeiten. 

In der Tabelle auf der nächsten Seite sind diese verschiedenen Kon­
flikttypen zusammengefasst und Bearbeitungs- bzw. Lösungsstrategien 
für jeden Konflikttyp aufgeführt. 
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Tabelle: Unterschiedliche Konflikttypen rur Entscheidungen unter Risiko 

Konflikt· Erklärung Beispiel(e) Inhalte des Lösungsver· 
typus des Typus Konfliktes fahren 

Vorgehens- Struktur der Mehrheits- Prozedurale Konsens 
weise Entscheidungs- wahlrecht. Gerechtigkeit 

findung Tagesordnung 

Angemessen- Kriterien zur Wirtschaftlich- Legitimität von Aufnahme aller 
heit von Bewertung von keil. Umwelt- Werten und geforderten 
Werten Optionen verträglichkeit Nonnen Werte 

Richtigkeit von Kriterien zur Physische Dissens unter Methodische 
Aussagen Beurteilung Messung, Ex- Experten Festlegung, 

von Sachwissen pertenurteil Expertenaus-
wahl 

Interpretation Subjektive Be- Unzumutbare Variabilität Regeln für Be-
von Aussagen urteilung aller Gesundheitsbe- von Präferen- gründung von 

Konsequenzen lastung zen Urteilen 

Gewichtungen Relative Prio- Relatives Ge- Relative Be- Kompensation, 
von Werten rität von Wer- wicht: Umwelt deutung von Gemeinwohl 

ten versus Wachs- Werten 
turn 

Zunächst geht es bei einem Schlichtungsversuch um die Festlegung 
eines Verfahrens, das den Dialog strukturiert und die Rechte bzw. 
Pflichten aller Teilnehmer festlegt. Dabei ist es Aufgabe des Moderators, 
die impliziten Regeln des rationalen Diskurses den Teilnehmern vorzu­
stellen und zu begründen. Die Grundregeln der kommunikativen Ratio­
nalität dürfen nicht zur Disposition stehen, müssen aber legitimiert wer­
den. Darüber hinaus müssen die Teilnehmer gemeinsame Entscheidungs­
regeln, die Tagesordung, die Rolle des Moderators (etwa als Schlichter), 
die Reihenfolge der Anhörungen u.a.m. festlegen. Dies sollte immer 
nach dem Konsens-Prinzip erfolgen. Alle Parteien müssen dem Verfah­
ren zustimmen können. 

Sobald das Verfahren festgelegt ist, dürfte es zweckmässig sein, die 
Bandbreite normativer Aussagen festzulegen. Damit ist eine Einengung 
auf die Werte und Normen gemeint, die für das anstehende Problem re­
levant sind. Verschiedene Verfahren, wie etwa die Wertbaum-Analyse 
sind dazu prinzipiell geeignet (Keeney u.a. 1984). Auf der einen Seite ist 
es erforderlich, nur die normativen Aussagen zuzulassen, die in einem 
inneren Zusammenhang mit der Thematik liegen, andererseits erfordert 
es das Gebot der Fairness, alle Werte und Normen, die von den jeweili­
gen Parteien vorgetragen werden, so weit wie möglich zu berücksichti­
gen. In diesem Konflikt zeigt unsere Erfahrung, dass es der Konflikt­
schlichtung dienlicher ist, eine möglichst vollständige Erfassung aller 

288 URPIDEP 1992 



Werte anzustreben als eine allzu enge Begrenzung der Relevanz vorzu­
nehmen. Beschränkt man die Diskussion auf die offenkundig relevanten 
Werte, dann werden sich einige Parteien immer benachteiligt fühlen und 
an anderer Stelle eine neue "Grundsatzdiskussion" vom Zaune brechen. 

Sind die zur Beurteilung notwendigen Werte, Nonnen und Ziele 
einmal festgelegt, dann erfolgt der Austausch von Sachaussagen, Wert­
aussagen und Gefühlsäusserungen. Diese lassen sich jedoch in einer Dis­
kussion nicht eindeutig voneinander trennen. Um eine Überprüfung die­
ser Aussagen zu ermöglichen, lassen sich analog zur analytischen Ent­
scheidungslogik vier Teilschritte vornehmen: 
1. In einem ersten Schritt werden die als von den Diskursteilnehmern 

akzeptierten Werte und Nonnen zunächst in Kriterien und dann in 
Indikatoren (Messanweisungen) überführt. Diese Überführung be­
darf der konsensualen Zustimmung aller Teilnehmer. 

2. Aufgrund dieser Indikatoren werden sachkundige Personen oder In­
stitutionen gebeten, die zur Wahl stehenden Optionen nach bestem 
Wissensstand zu messen. Dabei ist es sinnvoller, eine gemeinsame 
methodische Vorgehensweise oder einen Konsens über die zu befra­
genden Experten festzulegen als jeder Gruppe die Freiheit zu über­
lassen, die Indikatoren durch ihre eigenen Experten beantworten zu 
lassen. Als Resultat dieses Prozesses bleiben viele potentielle Konse­
quenzen, vor allem wenn sie mit Unsicherheit verhaftet sind, um­
stritten; jedoch die Bandbreite der möglichen Meinungen wird je 
nach Stand des Wissensstandes mehr oder weniger verengt. 

3. Die Bandbreiten zu erwartender Auswirkungen müssen dann von 
den Parteien interpretiert werden. Interpretation bedeutet Verknüp­
fung von Sachaussagen und WertvorsteUungen zu einem Gesamtur­
teil. Dieses Urteil kann und sollte für jeden Indikator getrennt vor­
genommen werden. Auf diese Weise lassen sich die jeweiligen Ur­
sacheketten rlir Urteile besser nachvollziehen und im Diskurs kriti­
sieren. Zum Beispiel kann bei der Interpretation eines Risikoerwar­
tungswertes die Frage der Vertrauenswürdigkeit der Überwach­
ungsbehörden eine wichtige Rolle spielen. Dann obliegt es den Teil­
nehmern, die bisherige Bilanz der jeweiligen Behörde unter die Lu­
pe zu nehmen und gegebenenfalls institutionelle Veränderungen 
vorzuschlagen. 

4. Selbst wenn für jeden Indikator eine einvernehmliche Beurteilung 
und Interpretation vorliegen würde, bedeudet das noch lange nicht, 
dass es zu einer Einigung kommt. Vielmehr können unterschiedliche 
Präferenzen der Teilnehmer auf unterschiedliche Gewichte der den 
Indikatoren zugrundeliegenden Werte und Nonnen zurückzuführen 
sein. Ein engagierter Umweltschützer mag etwa den Indikatoren der 
Umwelterhaltung wesentlich höhere Gewichte beimessen als den In-
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dikatoren der Wirtschaftlichkeit von Massnahmen. In der spieltheo­
retischen und ökonomischen Literatur gilt dieser Konflikt als unlös­
bar, es sei denn einer der Teilnehmer kann den anderen durch 
Kompensationszahlungen (etwa in Form von öffentlichen Einrich­
tungen), Transferleistungen (etwa eine besondere Dienstleistung) 
oder Tauschgeschäfte (do, ut des) von seiner Präferenz abbringen. 
In der Realität zeigt sich aber, dass Teilnehmer an Diskursen durch­
aus kompromisswillig sind (also auf ihre erste Präferenz verzich­
ten), wenn der Nutzenverlust für sie noch tolerierbar ist und gleich­
zeitig der Kompromiss als "gemeinwohlträchtig" , d.h. in der öffent­
lichen Perzeption als sozial erwünscht, angesehen wird. 
Diese vier Konflikttypen sind häufig die Angelpunkte für Konflikte 

zwischen den am Risikodialog beteiligten Parteien. Risikokommunika­
tion setzt voraus, dass diese Konflikte zunächst identifiziert und dann ge­
zielt durch Instrumente der Konfliktlösung angegangen werden. 

5. Motivation zur Teilnahme an rationalen Diskursen 

Wer an einem rationalen Diskurs teilnimmt, unterwirft sich freiwil­
lig einer Reihe von Regeln und Verhaltensanweisungen und gibt häufig 
Machtpositionen auf, die ausserhalb des Diskurses ihre Gültigkeit behal­
ten. Aus diesem Grund erscheint es auf den ersten Blick fragwürdig, ob 
überhaupt jemand bereit ist, sich diesen Regeln zu unterwerfen. Allen­
falls die schwächsten Akteure in einer politischen Arena können sich von 
dem egalitären Grundprinzip des rationalen Diskurses angezogen fühlen, 
weil sie dadurch ihren Status in der Auseinandersetzung verbessern kön­
nen. Ist also die Forderung nach Verwirklichung des rationalen Diskurs­
es ein blauäugiger Vorschlag, der sich in der sozialen Realität niemals 
wird durchsetzen lassen? 

Diese Frage lässt sich nicht einfach beantworten. Unbestritten wer­
den vor allem die mächtigeren Gruppen in der Gesellschaft zunächst 
versuchen, ihre Vorstellungen durchzusetzen, ohne sich auf das offene 
Abenteuer des Diskurses einzulassen. Je mehr aber diese Gruppen am 
Widerstand anderer Gruppen scheitern und sich die Konflikte verschär­
fen, ohne dass eine Lösung oder ein Kompromiss in Sicht ist, dann 
wächst die Bereitschaft, sich einem formalen Verfahren der Konfliktaus­
tragung anzuvertrauen. Vor allem in den USA, aber auch zunehmend in 
Deutschland gewinnen diskursive Verfahren des Aushandeins von politi­
schen Entscheidungen zunehmend an Bedeutung (Amy 1987; Fiorino 
1989; Holznagel 1990; Fietkau 1991). Diese Verfahren sind nur selten 
nach den Regeln des rationalen Diskurses strukturiert, aber das Egalitäts­
prinzip innerhalb des jeweiligen Verfahrens ist meistens erfüllt (Bacow 
und Wheeler 1984). Die Organisatoren von Diskursen haben aber meh-

290 URP/DEP 1992 



rere Möglichkeiten, Parteien freiwillig zu einer Mitarbeit in Diskursen 
zu gewinnen. Dazu gehören: 

Verbindung von Sozialprestige und Teilnahme: Gelingt es dem Or­
ganisator eines Diskurses, mit Hilfe der Medien und anderer Teil­
nehmer den Diskurs selbst als sozial wünschenswert und prestigeför­
dernd zu etablieren (etwa durch eine Berufung durch eine prestige­
trächtige Institution), dann wird die Verweigerung der Teilnahme 
zu Prestigeverlusten führen, die sich die meisten Parteien nicht lei­
sten können. 
Verbindung von Macht und Teilnahme: Ist die legitimierte Entschei­
dungsinstanz willens, ihre Entscheidungsbefugnis zugunsten der im 
Diskurs entwickelten Empfehlungen einzuschränken, dann ist es für 
die meisten Teilnehmer vorteilhafter, am Diskurs aktiv teilzuneh­
men als passiv das Ergebnis abzuwarten. Allerdings kann Totalop­
position (bei erwartbarer Unterstützung durch grosse Teile des Pub­
likums) immer noch erfolgreicher sein als Mitarbeit. 
Verbindung von Wertverpflichtung und Teilnahme: Gelingt es dem 
Organisator, die von den Parteien aufgeführten Werte und Ziele als 
kongruent mit den Werten und Zielen des Diskurses darzustellen, 
dann bleibt den Parteien nichts anderes übrig als mitzumachen, 
wenn sie sich nicht in Widerspruch zu ihren eigenen postulierten 
Zielen und Werten setzen wollen. Beispielsweise dürfte es für eine 
Partei, die im Konfliktfall auf Fairness pocht, kaum möglich sein, 
sich dem Postulat des fairen Meinungsaustauschs innerhalb des Dis­
kurses zu verschliessen. 
Verbindung von wissenschaftlichem Sachverstand und Teilnahme: 
Besitzt der Organisator die Möglichkeit, Zugang zu wissenschaftli­
chem Sachverstand exklusiv den Teilnehmern am Diskurs zur Ver­
fügung zu stellen, dann kann auch dies manche Parteien zur Teilnah­
me bewegen. Ein gutes Beispiel ist die Vergabe von Forschungs­
aufträgen im Verlauf des Diskurses. Wer sich selbst vom Diskurs 
ausschliesst, verliert damit die Möglichkeit, Einfluss auf die Qualität 
und Quantität der zu sammelnden Erkenntnisse zu nehmen. Da wis­
senschaftlicher Sachverstand aber vor allem in Risikofragen einen 
hohen Ressourcenwert hat, ist die Definition von Forschungsaufträ­
gen bereits eine strategisch wichtige Vorentscheidung über den 
Konfliktausgang, so dass es im Interesse aller Parteien ist, daran 
mitzuwirken. 
Appelle an das Gemeinwohl: Viele Gruppen können nur dann in der 
Öffentlichkeit Punkte sammeln, wenn sie eine Verbindung zwischen 
ihren Forderungen und dem Gemeinwohl herstellen können. Wenn 
es dem Organisator gelingt, den Diskurs als Mittel zur Verbesse­
rung des Gemeinwohls in den Augen der Öffentlichkeit zu veran-
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kern, dann wächst der soziale und moralische Druck auf die ent­
sprechenden Gruppen, am Diskurs teilzunehmen. 

6. Modelle der Partizipation: Überblick und Bewertung 

Entscheidungsfindung unter Einbezug der Öffentlichkeit kann viel­
fältige Formen annehmen (Rosener 1982; Barber 1984; ehen und 
Mathes 1989). Wenn man von den konventionellen Formen der Beteili­
gung, wie Wahlen, Gemeindeversammlungen, Referenden oder Mitar­
beit in Parteien usw. einmal absieht, lassen sich formal strukturierte 
Formen, wie Kommissionen, Bürgerforen, Anhörungen sowie spontane, 
nicht strukturierte Formen, wie Aktionen von Bügeriniativen, Boykotte, 
Demonstrationen unterscheiden (vgl. von A/emann 1977, S. 270 ff.). 
Für unsere Zwecke sind nur die formal strukturierten Verfahren von 
Bedeutung, da spontane Formen der politischen Willensäusserung nicht 
nach den Regeln des Diskurses bewertet werden können. Das schliesst 
nicht aus, dass im Rahmen von Diskursen Bürgeriniativen eingeschlossen 
oder unkonventionelle Formen von Meinungsäusserungen vorgenommen 
werden. 

Die formal strukturierten Formen lassen sich weiter untergliedern. 
Arnstein unterscheidet die verschiedenen Beteiligungsverfahren nach 
dem Grad der Mitwirkungsrechte der Beteiligten an der letztendlichen 
Entscheidung (Arnstein 1969). Neben der Entscheidungsbefugnis haben 
Ne/kin und Pollak als zweite Dimension den Zweck der Beteiligung (In­
formation versus Beratung) und als dritte Dimension den Charakter (eli­
tär versus plebiszitär) von Beteiligungsverfahren herausgestellt (Ne/kin 
und Pollak 1979). Für unsere Zwecke ist eine Differenzierung nach den 
Strukturmerkmalen des Verfahrens und dem Grad externer Einschrän­
kungen am besten geeignet. Unter Strukturmerkmalen sollen die inter­
nen Regeln des Verfahrens verstanden werden, unter externen 
Einschränkungen die Bedingungen, unter denen der Diskurs stattfindet. 
Nimmt man diese beiden Gesichtspunkte als Klassifizierungsmerkmale, 
so lassen sich fünf verschiedene Typen von Beteiligungsverfahren 
unterscheiden und nach den Kriterien der Fairness und der Kompetenz 
bewerten: 

1. Umfragen: Umfragen werden in schriftlicher, mündlicher oder 
fernmündlicher (Telephon) Form durchgeführt. Das Gespräch besteht 
aus vorformulierten Fragen, auf die der Betroffene entweder frei oder 
anhand von Antwortkategorien reagieren darf. Inwieweit der Betroffene 
die Implikationen seiner Antworten versteht oder die Konsequenzen der 
von ihm vorgenommenen Bewertung von Optionen kennt, bleibt in der 
Regel ungeklärt. Die Betroffenen können nicht selbst Aussagen machen 
und erst Recht nicht auf. Aussagen anderer Betroffener reagieren. 
Gleichzeitig erfolgt keine Uberprüfung der Antworten durch Diskussion 



mit anderen Teilnehmern. Falsche oder unüberlegte Reaktionen auf Fra­
gen ziehen keinerlei negative Konsequenzen nach sich. Strategische Ant­
worten (bewusste Übertreibungen etwa) sind oft vorteilhaft, weil die 
Antworten nicht einzeln, sondern statistisch ausgewertet werden. 

Auf der positiven Seite geben Umfragen meist allen Betroffenen die 
gleiche Chance, ihre Meinung zu einem Sachverhalt kundzutun. Erhe­
bungen können ohne grosse Probleme in breiten Bevölkerungsschichten 
durchgeführt werden. Sie erlauben den Einschluss von Personen, die 
meist bei anderen Partizipations formen nicht zum Zuge kommen (Mi/­
brath 1981). Umfragen können in relativ kurzer Zeit durchgeführt und 
beliebig wiederholt werden. Der mangelnde Kontakt der Betroffenen un­
tereinander vermag die Eskalation von Konflikten vermeiden helfen. 
Der besondere Vorzug der Umfragen ist es jedoch, dass Entscheidungs­
träger besser über die Präferenzen und Wünsche der Bevölkerung Be­
scheid wissen und dadurch mögliche Konflikte oder drohende Wertver­
letzungen diagnostizieren können. 

2. Öffentliche Anhörungen (Hearings): In den meisten demokrati­
schen Ländern sind Anhörungen gesetzlich vorgeschriebene Bestandteile 
von Genehmigungsverfahren und häufig auch von Planfeststellungsver­
fahren. In den Vereinigten Staaten sieht beispielsweise der Administra­
tive Procedures Act von 1946 vor, dass bei allen Vorhaben, bei denen 
die öffentliche Hand involviert ist und grössere Auswirkungen auf die 
Bevölkerung zu erwarten sind, eine öffentliche Anhörung zu veranstal­
ten ist Darüber hinaus werden in den USA und in den meisten europä­
ischen Ländern bei wichtigen gesetzlichen Vorhaben Experten oder Ver­
treter von Interessengruppen zu einer Anhörung eingeladen, um die po­
tentiellen Auswirkungen der jeweiligen Vorlagen auszuloten. Anhörun­
gen sind die meist verbreiteste Form von strukturierter Beteiligung. 
Auch in der Schweiz werden Anhörungen zum Beispiel bei der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Der wesentliche Vorteil der Anhörung ist die Möglichkeit für Be­
hördenvertreter, die Sorgen und Belange der betroffenen Bevölkerung 
oder die Interessen der verschiedenen Gruppen kennenzulernen. Bei ei­
ner öffentlichen Anhörung sind im Prinzip alle Betroffenen zugelassen, 
d.h. das Prinzip einer fairen Repräsentation ist gewährleistet. Allerdings 
zeigt sich in der Praxis, dass meist nur die Aktivisten und Vertreter von 
organisierten Interessengruppen zu Anhörungen kommen (Checkoway 
und van Til1978). Schliesslich sind Anhörungen Instrumente des Infor­
mationsaustauschs: Die Öffentlichkeit lernt die Ansichten von Fachleuten 
und Behördenvertreter kennen, die Behördenvertreter werden mit den 
Problemen und Ansichten der Öffentlichkeit konfrontiert. Die starren 
Regeln der Anhörung verletzen jedoch die meisten Kriterien für einen 



rationalen Diskurs. Susan Hadden hat diese Nachteile wie folgt beschrie­
ben (1989): 

Anhörungen werden meist so spät in der Genehmigung von Anlagen 
veranstaltet, dass sie ihren Zweck, nämlich bei schwerwiegenden 
Einwänden eine Kurskorrektur zu ermöglichen, nicht mehr erfüllen 
können. 
Wegen der zeitlichen Begrenzung und der Vorrechte der Podiums­
teilnehmer kommen nur wenige Betroffene zu Wort. Oft werden 
Rednerlisten im voraus aufgestellt, so dass spontane Äusserungen 
nicht mehr möglich sind. 
Das Egalitätsprinzip ist durch die Trennung in Podium und Zuhörer 
verletzt. Die Teilnehmer am Podium haben gewöhnlich Sonderrech­
te (etwa andere Zeitlimitierungen). 
Die Motivation der Behördenvertreter zur Anhörung ist selten der 
Wunsch, die Meinungen der Öffentlichkeit zu hören und zu beher­
zigen, sondern die gesetzlichen Bestimmungen zumindest formal 
einzuhalten. 
Die meisten empirischen Untersuchungen kommen deshalb auch zu 

dem Schluss, dass Anhörungen nur in wenigen Fällen zu Änderungen 
der Behördenvorlagen geführt haben (was nicht heisst, dass eine solche 
Änderung immer notwendig gewesen sei). Godschank und Stiftel (1981) 
untersuchten z.B. die Hearings in North Carolina zur Wasserwirtschafts­
planung. Sie kamen zum Ergebnis, dass Einsprüche aus der Öffentlich­
keit nur in AusnahmefalIen die Entscheidungen beeinflussten. Ähnliche 
Ergebnisse werden auch in anderen Literaturstellen berichtet (Checko­
way 1981; Milbraith 1981; Hadden 1989). Eine Ausnahme findet sich in 
einem Aufsatz von Judy Rosener (1982). Bei einer Analyse von 1'083 
Anhörungen der kalifomischen Küstenkommission stellte sich heraus, 
dass 78% der Entscheidungen aufgrund massiver öffentlicher Bedenken 
modifiziert worden waren. 

Gleichgültig wie offen Behördenvertreter gegenüber Einsprüchen 
sind, das Format der Anhörung trägt in den meisten Fällen eher zur 
Konfliktverstärkung bei als zu ihrer Entschärfung. Das Handbuch der 
U.S. Umweltbehörde zur Umweltplanung und Öffentlichkeitsarbeit weist 
ausdrücklich darauf hin, dass die öffentliche Anhörung Meinungen eher 
polarisiert und die Standpunkte der Kontrahenten verhärtet. Die unglei­
che Stellung der Beteiligten in einer Anhörung, die mangelnde Möglich­
keit der argumentativen Auseinandersetzung und die starren Diskussions­
regeln emotionalisieren das Klima und tragen oft zum "Schaucharakter" 
der Veranstaltung bei. 

3. Beratungskommissionen: Die vorwiegende Aufgabe von Bera­
tungskomrnissionen ist es, Informationen, Argumente und Empfehlungen 



an staatliche Entscheidungsträger weiterzuleiten. Gelegentlich dienen sie 
auch als Mittler zwischen Behörden und allgemeiner Öffentlichkeit. Mit­
glieder von Beratungskommmissionen werden meist von einer staatli­
chen Institution berufen, wobei die Berufung in der Regel aufgrund der 
vermuteten Sachkenntnis des jeweiligen Mitgliedes oder seiner Stellung 
in einer sozialen Gruppe oder politischen Organisation erfolgt In Ein­
zelfällen werden auch allgemeine Vertreter der Öffentlichkeit in diese 
Gremien berufen. Kommissionen können institutionalisierte Einrichtun­
gen im Rahmen der fortlaufenden Politikberatung (etwa Strahlenschutz­
kommission), institutionell verankerte, aber temporäre Gremien (wie die 
Enquete-Kommissionen) oder ad hoc zusammengerufene, problemorien­
tierte Beratungsgremien sein. 

Nahezu alle Institutionen, die sich mit Umwelt und Technik befas­
sen, nehmen die Hilfe von Beratungskommissionen in Anspruch. Beispie­
le in den Vereinigten Staaten sind die von der "Food and Drug Admi­
nistration" eingerichteten technischen Beratungsgremien, die Empfehlun­
gen über die Zulassung von Lebensmittelzusätzen und Pharmazeutika 
aussprechen (Lakshamana 1990) oder die von der chemischen Industrie 
und den Behörden für Notfallschutzmassnahmen eingerichteten "Local 
Emergency Planning Committees", die aufgrund der gesetzlichen Be­
stimmungen (SARA Title III) an der Planung und Durchführung von 
Notfallschutzmassnahmen beteiligt sind. In Europa sind Beratungskom­
missionen ebenfalls an der Tagesordnung. In Deutschland verfügen bei­
spielsweise alle Ministerien über ihre eigenen Beraterkreise. Für die 
deutsche Umwelt- und Energiepolitik spielen auch die parlamentarischen 
Enquete-Kommissionen eine wichtige Rolle. Sie sind mit Vertretern aus 
Politik (Bundestag), Wissenschaft und Interessengruppen besetzt (Über­
horst und De Man 1990). Ihre Aufgabe ist es, konsensfähige Entschei­
dungsgrundlagen fUr, die Politik zu erarbeiten. 

Der besondere Vorzug von Beratungsgremien besteht darin, dass 
die Mitglieder weitgehend autonom den Stil und die Entscheidungsregeln 
bestimmen können. Abgesehen von ihrem Mandat steht es ihnen auch 
frei, ihre Tagesordnung selbst aufzustellen, einen Moderator für ihre 
Tagungen zu bestimmen und das Arbeitspensum zu definieren. Diese 
Freiheit gibt ihnen die Möglichkeit, die Regeln der Fairness und der 
Kompetenz bei der Behandlung von Aussagen einzuhalten, sofern sie 
dies wünschen. 

Das Hauptproblem der Kommisionen ist ihre Zusammensetzung. 
Meistens werden Kommissionen auf Einladung der ausführenden Behör­
de gegründet. Die Behörde ist aus naheliegenden Gründen daran interes­
siert, nur solche Berater zu berufen, die im Grundsatz mit der behördli­
chen Politik übereinstimmen. Inwieweit damit eine faire Repräsentation 
aller Interessen gelingt, ist fraglich. Darüber hinaus tritt bei langfristi-



gen Beratungsgremien ein Angleichungseffekt ein. Jemand, der über lan­
ge Zeit eine bestimmte Institution berät, identifiziert sich mehr und 
mehr mit dieser Institution. Daran ist im Prinzip nichts auszusetzen, nur 
die Beteiligung der Betroffenen bleibt dabei meist auf der Strecke. 
Schliesslich ist jede Kommission auf das Wohlwollen der sie einberufen­
den Institution angewiesen. Obwohl in der Praxis Manipulationsversuche 
selten sind und sich meist kontraproduktiv auswirken, kann die einberuf­
ende Institution über Budgetentscheidungen. Funktionsdefinition und Be­
rufungsverfahren indirekt grossen Einfluss auf die Arbeit der jeweiligen 
Kommission ausüben. Aus diesem Grunde sind in einigen Ländern Kom­
missionen eingerichtet worden, die unabhängig von bestimmten Instituti­
onen ihre Aufgaben wahrnehmen können (etwa der Bildungsrat in 
Deutschland). 

Somit sind Beratungskommissionen im Prinzip faltig, sich intern 
nach den Regeln des rationalen Diskurses zu richten und sowohl einen 
fairen als auch kompetenten Austausch von Argumenten und Gegenargu­
menten zu realisieren. Allerdings gibt es hierfür oft keine Anreize, und 
die beaufsichtigende Behörde mag eine solche Selbstbindung auch nicht 
schätzen. Das Kriterium der Fairness ist allerdings in der Regel verletzt, 
weil nicht alle Betroffenen gleichen Zugang zu den Beratungsgremien 
haben. Beratungsgremien sind demnach wichtige Elemente in einem ra­
tionalen Diskurs, können diesen jedoch nicht ersetzen. 

4. Verhandlungskommissionen (Negotiated Rule Making): Die hefti­
gen Auseinandersetzungen um umweltrelevante Planungen sowie die An­
rufung von Gerichten zur Konfliktschlichtung zwischen Befürwortem 
und Gegnern von risikoauslösenden Vorhaben haben in jüngster Zeit zu 
einer verstärkten Inanspruchnahme von aussergerichtlichen Schlichtun­
gen und Verhandlungen geführt. Zum einen sind Gerichte oft überfor­
dert, die dem Konflikt zugrundeliegenden kognitiven Aussagen zu über­
prüfen, zum anderen sind gerichtliche Auseinandersetzungen zeit- und 
kostenintensiv. Bei den aussergerichtlichen Verhandlungen versuchen da­
gegen die Kontrahenten, mit Hilfe eines Schlichters oder eines Modera­
tors zu einer freiwilligen Übereinkunft zu kommen. Dabei lassen sich 
folgende Modelle der Entscheidungsdelegation unterscheiden (Raiffa 
1982, S. 218 ff.; Akademie 1992, S. 415): 
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Verhandlungen ohne Schlichter (Selbstorganisation der Teilneh­
mer); 
Verhandlungen mit Schlichter ohne Stimmrecht Dabei versucht der 
Schlichter, die Teilnehmer zu einem Kompromiss zu bewegen. hat 
aber selbst keine Macht, diesen Kompromiss durchzusetzen (role of 
facilitator); 
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Verhandlungen mit Schlichter, der über ein Stimmrecht verfUgt: 
Dabei kann der Schlichter bei Pattsituation durch seine Stimme den 
Ausschlag geben; bei paritätisch besetzten Gremien kann dies eine 
starke Machtposition beinhalten. Eine solche Stellung ist nur durch 
Konsens der beteiligten Gruppen einzuführen (role of negotiator); 
Verhandlungen mit Schlichter, der den Verhandlungsausgang eigen­
verantwortlich bestimmt. Der Schlichter oder das Schiedsgericht 
hört die beteiligten Gruppen und bestimmt nach vorher festgelegten 
Regeln den Ausgang der Verhandlungen. Auch dieses Modell kann 
nur funktionieren, wenn die beteiligten Gruppen dieser Entschei­
dungsbefugnis des Schiedsgerichtes zustimmen (role of mediator) .. 
Verhandlungskommissionen sind vor allem in der amerikanischen 

Umweltpolitik seit etwa 15 Jahren beliebte Instrumente der Konflikt­
schlichtung; die oberste amerikanische Umweltbehörde EP A empfiehlt 
Schlichtungsverfahren zur Lösung von Umweltkonflikten und gilt heute 
als ftihrende Institution in der Organisation und Durchftihrung solcher 
Verfahren (Fiorino 1989). Zunehmend kommen sie auch in Europa zum 
Tragen (Holznagel 1990). So ist beispielsweise das Wissenschaftszentrum 
in Berlin an einem Schlichtungsverfahren zur Konzepterstellung eines 
Abfallwirtschaftsplans im Kreis Neuss beteiligt (Mediation 1991, S. 5; 
Fietkau 1991). 

Die Durchftihrung von Schlichtungsverhandlungen orientiert sich 
weitgehend an den Regeln des rationalen Diskurses. Anders als bei Bera­
tungskommissionen, die ihre Regeln frei bestimmen können und dabei 
auch gegen Bestimmungen der Fairness oder der Kompetenz verstossen 
können, sind bei Verhandlungskommissionen die Grundregeln der Fair­
ness und der Kompetenz als Verfahrensregeln festgeschrieben. Sobald 
die Kommission zusammengestellt ist, bestimmen die Mitglieder im 
Konsens Entscheidungsregeln, Tagesordnung, den Zeitplan und den Mo­
derator (Fiorino 1990). Sie legen fest, welche weiteren Hilfsmittel oder 
Ressourcen sie benötigen und benennen Sachverständige, die ihnen bei 
qen Beratungen helfen sollen. Häufig werden auch explizite Regeln zur 
Uberprüfung von Aussagen und Behauptungen vor Beginn der Beratun­
gen vereinbart. 

Besonderes Gewicht muss auf die Auswahl des Moderators gelegt 
werden, gleichgültig welche Entscheidungsfunktion er oder sie innerhalb 
der Kommission wahrnimmt. Denn es liegt weitgehend am Moderator, 
die Regeln des Diskurses zu überwachen und den Teilnehmern zu helfen, 
die Geltungsansprüche von Aussagen kompetent zu bewerten. Ein guter 
Moderator zeichnet sich durch folgende Eigenschaften aus (vgl. Media­
tion 1991, S. 7; Susskind et al. 1978; Bacow und Wheeler 1984): 

strikte Neutralität in der Sache; 
ausreichenden technischen Sachverstand; 
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Wissen um gesetzliche Regelungen und Bestimmungen; 
Kenntnis und praktische Erfahrung mit den Regeln des rationalen Dis­
kurses; 
soziale Kompetenz im Umgang mit Gruppen und Individuen; 
Sachkompetenz; 
Orientierung am Gemeinwohl; 
sozialen Respekt. 
Verhandlungskommissionen sind an bestimmte Struktunnerkmale 

gebunden. Sie sollten nicht mehr als 25-30 Mitglieder umfassen, die wie­
derum nicht mehr als drei bis fünf Parteien repräsentieren sollen. Die 
teilnehmenden Parteien müssen auf einen gemeinsamen Schatz an Werten 
und Zielen zurückgreifen können, damit es zu einer Schlichtung kom­
men kann. Ebenfalls hilft es dem Schlichtungsprozess, wenn die Parteien 
vor dem Verfahren bereits organisiert sind und sich mit dem Thema be­
schäftigt haben. Schliesslich sollten die Auswirkungen der veschiedenen 
Optionen weitgehend bekannt oder zumindest wenig umstritten sein 
(O'Hare u.a 1983, S. 154 ff.). 

Wenn auch Verhandlungskommissionen weitgehend die Regeln des 
rationalen Diskurses erfüllen (können), so verbleiben doch eine Reihe 
von Problemen. Eine Kommission von 25-30 Personen kann kaum die 
unterschiedlichen Interessen der betroffenen Bevölkerung repräsentie­
ren. Darüber hinaus kommen nur organisierte Interessengruppen und 
nicht Vertreter der allgemeinen Öffentlichkeit zum Zuge (Rushefsky 
1984). Die Verhandlungen finden meist unter Ausschluss der Öffentlich­
keit statt, was einerseits die Nachprufbarkeit von Aussagen, andererseits 
die Legitimation der Ergebnisse gegenüber den Nichtbeteiligten negativ 
beeinträchtigen. Schliesslich werden Verhandlungskommissionen erst 
dann ins Leben gerufen, wenn sich Konflikte bereits verschärft haben 
oder sich mächtige Kontrahenten gegenüberstehen. Für eine antizipative 
Konfliktbewältigung ist dieses Verfahren wenig geeignet 

Verhandlungskommissionen eignen sich besonders fUr die Fälle, in 
denen die Wissensbasis klar definiert ist, die generellen Ziele unumstrit­
ten sind und Emotionen eine geringe Rolle spielen (Fiorino 1990). Die 
unterschiedlichen Standpunkte beruhen in solchen Fällen auf Interessen­
unterschiede, d.h. der unterschiedlichen Bewertung der Konsequenzen 
einer jeden Option in bezug auf die eigenen Präferenzen. Aus diesem 
Grunde wird in der Literatur zu Schlichtungsverfahren auch die Anwen­
dung von entscheidungsanalytisch oder spieltheoretisch fundierten Me­
chanismen des Interessenausgleichs besonders betont (Brooks 1984; Yin 
u.a 1987). 

Vom Standpunkt der Fairness ist die Selbstbestimmung der Regeln 
und der DiskursfUhrung durch die Teilnehmer ein wesentlicher Vorzug 
des Verfahrens. Wenn auch nicht alle Parteien teilnehmen können, so 
lässt sich zumindest eine Repräsentation der stärksten Kontrahenten er-
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möglichen, wobei im Sinne des modemen Pluralismus-Konzeptes das 
Gemeinwohl nicht durch Repräsentation der Gesamtbevölkerung, son­
dern durch Ausgleich zwischen den Extremen im Spektrum der mögli­
chen Meinungen erzielt werden kann. Dennoch verbleiben Probleme der 
mangelnden Beteiligung nicht oder schwach organisierter Gruppen als 
Mangel der Verhandlungskommissionen bestehen. 

5. Bürger/oren (Planungsze!len, Citizen Juries): Die Einbindung 
von Vertretern der allgemeinen Öffentlichkeit in Entscheidungsprozesse 
ist das Hauptziel dieser Gruppe von Verfahren. Wie bei den Beratungs­
gremien, gibt es auch hier eine Fülle von Formen, die nicht alle geson­
dert behandelt werden können. An dieser Stelle will ich mich auf die 
Verfahren beschränken. die sich von den Beratungskommissionen da­
durch unterscheiden. dass sie jedem betroffenen Bürger die gleiche 
Chance einräumen, an der Entscheidung (in welcher Form auch immer) 
mitzuwirken. Chancengleichheit kann auf lokaler Ebene dadurch erzielt 
werden. dass alle potentiell Betroffenen eingeladen werden und ihnen ei­
ne Teilnahme logistsich und zeitlich erleichtert wird. Bei umfangreiche­
ren Vorhaben muss dagegen auf eine Auswahl nach dem Zufallsverfah­
ren zurückgegriffen werden. Dieses Verfahren stellt sicher, dass jeder 
Betroffene unabhängig von seiner sozialen Stellung oder dem Grad der 
Organisation seiner Interessen gleiche Beteiligungschancen hat (Renn 
u.a.1991). 

Zwei Modelle der Bürgerforen sind theoretisch erarbeitet und prak­
tisch umgesetzt worden. Peter Dienel von der Universität Wuppertal hat 
fLir diese Foren den Begriff der Planungszelle geprägt. Planungszellen 
sind Kommissionen von 10-25 Mitgliedern, die nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählt werden und die gegen Vergütung einige Tage ihrer Zeit 
opfern, um Entscheidungshilfen zu bestimmten Sachfragen anzubieten 
(Diene11978, 1989). Das Verfahren der Planungszelle ist bei einer Viel­
zahl von Problemen auf lokaler wie auf regionaler Ebene angewandt 
worden (siehe DieneI1989). Im Jahre 1989 haben meine Kollegen von 
der Clark Universität und ich Planungszellen bei der Frage der Klär­
schlammbeseitigung in New Jersey eingesetzt (Renn u.a 1991; Renn u.a. 
1989). 

Das zweite Modell stammt aus dem Jefferson Zentrum rur Demo­
kratische Prozesse in Minneapolis (U.S. Bundesstaat Minnesota). Der 
Gründer dieses Zentrums, Ned Crosby, hat seine Bürgerforen den Na­
men "Citizen Juries" gegeben. Diese Bezeichnung soll die Nähe zu den 
Schöffengerichten in den USA signalisieren (Crosby u.a 1986). Ähnlich 
wie Schöffen nach ihrem gesunden Menschenverstand beurteilen sollen, 
ob ein Angeklagter schuldig ist oder nicht. so sollen die Citizen Juries 
nach Anhörung aller Zeugen (Sachverständige und Interessenvertreter) 
eine Empfehlung über politische Handlungsoptionen aussprechen. Das 
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Modell von Citizen Juries ist bei Umweltregulationen, bei bildungspoliti­
schen Problemen und jüngst bei Wahlen zum Stadt- und Regionalparla­
ment in Minnesota eingesetzt worden (Crosby u.a. 1986; Crosby 1987; 
Jefferson Center and League ofWoman Voters 1989). 

Die Legitimität und Wirksamkeit von Bürgerforen sind daran ge­
bunden, dass erstens der Entscheidungsträger eine Selbstverpflichtung 
eingeht, die Empfehlungen entweder zu übernehmen oder zumindest zu 
berücksichtigen, zweitens genügend Bürger bereit sind, die mit dem Fo­
rum verbundenen Verpflichtungen einzugehen und drittens die Kompe­
tenz des Prozesses gegenüber Dritten (vor allem Sachverständige und In­
teressenvertreter) glaubhaft gemacht werden kann. Legitimationsproble­
me sind vor allem dann zu erwarten, wenn die betroffene Bevölkerung 
in sehr unterschiedlichem Masse von einer Massnahme berührt wird. In 
diesem Falle erwarten die direkt Betroffenen eine stärkere Vertretung in 
den Bürgerforen, als ihnen nach dem Zufallsprinzip zustehen würde 
(Renn u.a. 1989). Schliesslich hat sich gezeigt, dass Foren, die keine 
Problemlösung erarbeiten, sondern nur Zustimmung oder Ablehnung zu 
einer geplanten Anlage signalisieren sollen, systematisch zugunsten einer 
Ablehnung votieren,- weil dies innerhalb dc:r Foren zu den geringsten in­
ternen Konflikten führt. Dagegen erscheinen Problemstellungen, die un­
terschiedliche, mit Vor- und Nachteilen vebundenen Optionen umfassen, 
für Bürgerforen besonders geeignet (Renn u.a. 1991). 

Vom Standpunkt der Fairness sind Bürgerforen besonders positiv 
einzuschätzen, sofern der Grad der positiven oder negativen Betroffen­
heit in etwa gleichverteilt ist. Die Foren können weitgehend die Tages­
ordnung, die Regeln der Entscheidungsfindung, die Art der Moderation 
etc. einvernehmlich bestimmen. Auf der anderen Seite unterliegen Bür­
gerforen aber auch bestimmten Beschränkungen: Da die Teilnehmer sol­
cher Foren nicht im voraus organisiert sind, müssen die Organisatoren 
von sich heraus einen Moderator bestimmen und in etwa die Tagesord­
nung sowie die Zeitplanung vorherbestimmen. 

Die wesentlichen Probleme der Bürgerforen liegen auf dem Gebiet 
der Kompetenz. Obwohl die Foren die Möglichkeit bieten, alle Aussage­
formen zu benutzen und die Dynamik der Gruppe für die Bewertung der 
Kompetenz einzusetzen, so fehlen explizite Verfahren der Überprüfung 
von Aussagen. Die Bereitschaft, Sachverständige anzuhören, bietet noch 
keine Gewähr dafür, dass Sachaussagen nach methodischen Gesichts­
punkten überprüft worden sind. Die Konfrontation mit den Präferenzen 
von Interessengruppen bedeutet ebensowenig, dass die Angemessenheit 
der jeweiligen Wertvorstellungen hinlänglich geprüft wurde. Dagegen 
bieten Bürgerforen einen guten Resonanzboden für anekdotische Evi­
denz und affektive Aussagen, die bei Geschick des Moderators auch sinn­
voll übersetzt und geklärt werden können. Die Probleme einer kompe-
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tenten Aussageselektion stehen deshalb auch bei der Bewertung von Bür­
gerforen an der Spitze der Kritik (vgl. Michaelis 1986). 

7. Grundlagenjür ein Modellverfahren eines rationalen Diskurses 

In der Vergangenheit haben meine Mitarbeiter und ich versucht. 
konkrete Modelle eines rationalen Diskurses zu entwickeln und praktisch 
zu erproben (Renn u.a. 1985; Renn u.a. 1989; Renn u.a. 1991). Die Er­
fahrungen mit diesen Projekten hat uns gezeigt. dass die Verwirklichung 
von rationalen Diskursen eine Herausforderung darstellt. die theoreti­
sches Wissen. kreatives Denken und praktisches Geschick erfordert. Alle 
unsere Projekte haben niemals alle Kriterien eines rationalen Diskurses 
erfüllen können. mit zunehmender Erfahrung haben wir jedoch mehr 
und mehr dazugelernt. Eines des schwierigsten Probleme bei der Pla­
nung und Organisation von Beteiligungsverfahren ist die beschränkte 
Anwendbarkeit von Blaupausen. Ein Verfahren. das sich in einem be­
stimmten Fall hervorragend bewährt hat. versagt in einem anderen Fall. 
Partizipation ist keine blutleere Theorie. sie basiert auf dem .Willen und 
der Kooperationsbereitschaft von Menschen. Organisationen und Institu­
tionen. Insofern gibt es niemals eine Garantie ftir den Erfolg eines Ver­
fahrens. so sehr man sich auch bemühen mag. alle Regeln des rationalen 
Diskurses zu beachten. Darüber hinaus erfordert jeder Einzelfall eine 
spezifische Verfahrensweise: Was etwa bei der Standortfindung von Ent­
sorgungsanlagen sinnvoll und möglich ist. mag bei der Entsorgung von 
radioaktiven Abfällen nicht durchsetzbar sein. Ein Beteiligungsverfahren 
zur Planung von Umfahrungsstrassen wird anders aussehen müssen als 
ein Verfahren zur Festlegung von regionalen Umweltstandards. 

An dieser Stelle sei nur ein Verfahren kurz beschrieben. mit dem 
ich in Deutschland und in den Vereinigten Staaten experimentiert habe. 
Das Modell beruht auf der sequentiellen Verknüpfung von Werte-Befra­
gung. Evidenz-Ermittlung und Abwägung von Handlungsoptionen durch 
Bürgerforen analog der Planungszelle. Die Verknüpfung dieser drei 
Ebenen geschieht in den folgenden Schritten: 

1. Alle in einer Arena vorhandenen Parteien werden gebeten. ihre 
Werte und Kriterien ftir die Beurteilung unterschiedlicher Handlungsop­
tionen (etwa Einführung einer neuen Technologie; Modifikation vor 
Einftihrung; Ablehnung einer neuen Technologie) offenzulegen. Dies ge­
schieht in Interviews zwischen dem Diskurs-Organisator und den Reprä­
sentanten der jeweiligen Parteien. Als methodisches Werkzeug dient da­
bei die sogenannte Wertbaum-Analyse. ein in den USA entwickeltes in­
teraktives Verfahren zur Bewusstmachung und Strukturierung von Wer­
ten und Attributen (Keeney u.a. 1984). Alle Parteien haben das Recht. 
ihren Wertbaum solange zu modifizieren. bis sie mit dem Produkt ein­
verstanden sind. Die Wertbäume aller Parteien werden dann additiv zu 
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einem logischen Gesamtbaum verschmolzen, wobei alle nicht-redundan­
ten Eingaben übernommen und in eine hierarchische Struktur überfuhrt 
werden. Dieser Gesamtwertbaum spiegelt folglich die Wertdimensionen 
aller beteiligten Parteien wider. 

2. Die Wertdimensionen werden in einem zweiten Schritt durch ein 
Forschungsteam, das möglichst von allen Parteien als neutral angesehen 
wird, in Indikatoren transformiert. Diese Indikatoren sind Messanwei­
sungen, um die möglichen Folgen einer jeden Handlungsoption zu be­
stimmen (Evidenz-Nachweise). Da viele der Folgen nicht physisch mess­
bar sind und manche auch wissenschaftlich umstritten sein mögen, ist es 
nicht möglich, einen einzigen Wert flir jeden Indikator anzugeben. Dies 
gilt vor allem flir risikobezogene Folgen. Gleichzeitig sind die Folgen 
auch nicht beliebig, sondern ergeben sich als logische Folgerung aus dem 
jeweiligen Wissen und der Anwendung methodischer Regeln innerhalb 
verschiedenener wissenschaftlicher Lager. Für den Diskurs ist es ent­
scheidend, die Spannweite wissenschaftlich legitimer Abschätzungen so 
genau wie möglich zu bestimmen. Wir haben dazu eine Modifikation des 
klassischen Delphi Verfahrens vorgeschlagen, bei dem Gruppen von Ex­
perten gemeinsam Abschätzungen vornehmen und Diskrepanzen inner­
halb der Gruppen in direkter Konfrontation ausdiskutieren (Web/er u.a. 
1990). Am Ende dieses Schrittes verfügt man über ein Folgeprofil von 
jeder Handlungsoption für jedes Kriterium, das von den beteiligten Par­
teien vorgeschlagen wurde. Aufgrund der Expertendiskussionen kann 
man auch die verbalen Begründungen flir unterschiedliche Abschätzun­
gen in das Profil einbeziehen. 

3. Hat man die Wertdimensionen bestimmt· und die Folgen der je­
weiligen Handlungsoptionen abgeschätzt, folgt der schwierige Prozess 
der Abwägung. Welches Gewicht sollte jeder Wertdimension zukommen 
und welche der verschiedenen Expertenschätzungen sollte man seinen 
Bewertungen zugrundelegen? Diese Fragen lassen sich gemäss den oben 
genannten Bedingungen grundsätzlich in einem Diskurs zwischen den 
Parteien klären. Häufig aber sind diese Parteien in ihren Meinungen 
weitgehend polarisiert und nicht mehr offen für einen Kompromiss. 
Gleichzeitig repräsentieren sie nur in eingeschränktem Mass die betrof­
fene Bevölkerung. In Anlehnung an das Verfahren der Planungszelle 
von P. Diene/ werden nach dem Zufallsverfahren ausgesuchten Bürgern 
die Gelegenheit gegeben, diese Abwägung stellvertretend rur alle vorzu­
nehmen. Dieses Verfahren setzt voraus, dass die am Konflikt beteiligten 
Parteien einer solchen Lösung zustimmen. Dies wird um so eher ge­
schehen, je mehr die Parteien selber keine Chance mehr wahrnehmen, 
den Konflikt aus eigenen Kräften zu überwinden und sie gleichzeitig da­
ran glauben, dass sie ihren Standpunkt dem Schiedsgericht überzeugend 
nahebringen können. Alle Parteien sind daher eingeladen, als Zeugen 
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vor den Bürgern auszusagen und ihre Empfehlungen vorzutragen. Die 
ausgesuchten Bürger haben mehrere Tage Zeit, die Profile der jewei­
ligen Handlungsoptionen zu studieren, Experten zu befragen, Zeugen an­
zuhören, Besichtigungen vorzunehmen und sich eingehend zu beraten. 
Am Ende stellen sie eine Handlungsempfehlung aus, die sie wie bei 
einem Gerichtsverfahren eingehend in einem Bürgergutachten begrün­
den müssen. Dafür erhalten sie eine Vergütung. Dieses Verfahren hat 
sich auf kommunaler Ebene wie auf regionaler Ebene bereits bewährt 
und wurde erstmals für eine nationale Fragestellung in Deutschland bei 
der Untersuchung der Sozialverträglichkeit von Energiesystemen zu Be­
ginn der 80iger Jahre eingesetzt. 

Das hier beschriebene Verfahren hat den Vorteil, dass es zwischen 
Werterhebung, Faktenermittlung und Abwägung trennt und dafür ver­
schiedene Verfahrensschritte vorschlägt. Dadurch werden unterschied­
liche Prozesse der Trennung von Ideologie und Wissen wirksam, die 
sich in einem allumfassenden Diskurs oft vermischen. Innerhalb der Pla­
nungszellen lassen sich darüber hinaus die Regeln des rationalen Dis­
kurses meist besser durchsetzen als in einer Verhandlung zwischen Par­
teien. Allerdings beruht dieses Verfahren auf der expliziten Zustim­
mung aller relevanten Parteien, die Empfehlung der Bürger zumindest 
zu berücksichtigen, wenn nicht sogar fUr einen selbst als verbindlich an­
zuerkennen. Gleichzeitig müssen die Profile und faktischen Analysen so 
aufbereitet sein, dass ein Nicht-Fachmann mit ihnen umgehen kann. Die 
Praxis hat jedoch gezeigt, dass Wissenschafter und Interessengruppen die 
Urteilskraft des Bürgers meist unterschätzen. Sofern die faktischen Zu­
sammenhänge eingehend erläutert und die Interessen und Werte der be­
teiligten Parteien transparent gemacht werden, sind Bürger durchaus in 
der Lage, sachlich richtige und politisch faire Empfehlungen vorzuschla­
gen. Das Verfahren ist im Schaubild auf der folgenden Seite schematisch 
dargestellt. 

8. Schlussbemerkung 

Risikokommunikation ist zu einem Zauberwort in der aktuellen De­
batte um die Akzeptabilität von technischen und anderen zivilisatorischen 
Risiken geworden. Während die eine Seite hofft, mit Hilfe kommunikati­
ver Strategien die von Risiken potentiell betroffenen Bürger davon zu 
überzeugen, dass es in ihrem Interesse ist, diese Risiken zugunsten des 
damit verbundenen Nutzens zu akzeptieren, glaubt die andere Seite, dass 
Kommunikation zur Mobilisierung der Bevölkerung und damit zu einer 
vermehrten Akzeptanzverweigerung führen würde. Diese gegensätzliche 
Erwartung an die Wirkungen der Kommunikation hat viel zur gegen­
wärtigen Verwirrung über Funktion und Leistungsfahigkeit des Konzep­
tes Risikokommunikation beigetragen. 
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Nach meiner Auffassung ist es die wichtigste Funktion von Risiko­
kommunikation, Konflikte zwischen unterschiedlichen Positionen über 
die Zumutbarkeit von Risiken zu schlichten und einen fairen und kompe­
tenten Kompromiss zu erleichtern. Der Kommunikationsforscher bzw. 
Moderator begibt sich dabei in die Rolle des Katalysators. Er schafft die 
organisatorischen und strukturellen Voraussetzungen dafür, dass unter­
schiedliche Parteien sich über Risiken verständigen können und sich auf­
grund eines fairen und kompetenten Austausches von Argumenten auf 
einen Kompromiss einigen können, ohne dass der Moderator selbst Par­
tei ergreift bzw. den Inhalt des Kompromisses bestimmt. Eine solche 
Funktion von Risikokommunikation erscheint mir im Rahmen eines ra­
tionalen Diskurses gewährleistet 

Das hier vorgestellte Modell des rationalen Diskurses ist von drei 
normativen Grundannahmen geprägt: Im Sinne der demokratischen Tra­
dition gewährt es allen betroffenen Bürgern gleiche Beteiligungschancen; 
in Anlehnung an die Postulate der Rationalität setzt es voraus, dass alle 
Aussagen in einem Diskurs nach intuitiv einsichtigen Regeln bewertet 
und letztendlich selektiert werden können, und schliesslich stellt es sich­
er, dass demokratische Beteiligung und Kompetenz nicht im Wider­
spruch stehen, d.h. dass faire Teilnahme an der Entscheidungsfindung 
und kompetente Behandlung von Aussagen sich nicht gegenseitig aus­
schliessen. 

Beide Kriterien, Fairness und Kompetenz, können aber nur gleich­
zeitig erreicht werden, wenn alle Beteiligten willens sind. sich den Re­
geln des Diskurses zu unterwerfen und wenn es eine Trägerinstanz gibt, 
die versucht, alle Strukturmerkmale des rationalen Diskurses so weit wie 
möglich in die Tat umzusetzen. Der rationale Diskurs stellt das Ideal 
dar, an dem sich Diskurse in der Realität messen lassen müssen. Die Not­
wendigkeit solcher Diskurse, gerade im Bereich der Risikopolitik, ergibt 
sich aus der Problematik, dass kollektive Entscheidungen in immer stär­
kerem Masse globale Konsequenzen haben, unser Wissen über diese Wir­
kungszusammenhänge immer komplexer und spezialisierter wird und 
gleichzeitig die von Entscheidungen Betroffenen Mitspracherechte an 
der Gestaltung ihrer Lebenswelt einfordern (Beck 1986; Fiorino 1989). 
Wissen ohne Partizipation verletzt das Grundrecht eines fairen Interes­
senausgleichs zwischen den verschiedenen Parteien; Partizipation ohne 
Wissen fUhrt zum Dilettantismus und damit zu Handlungsfolgen, die sich 
niemand wünschen kann. 
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